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GENFYouniss Mussa, 25-jährig,
studiert Rechtswissenschaften
und hat pointierte Meinungen.
So weit nicht ungewöhnlich für
einen SP-Politiker. Ausserge-
wöhnlich ist jedoch, wie scharf
der Genfer Grossrat kürzlich in
der Tageszeitung «Le Temps»
über seine eigene Partei her-
zog.
«Es gehört bei den Linken

zum guten Ton, Fussball ge-
nauso zu verachten wie Motor-
radfahren, die man als Sport-
arten für Hinterwäldler und
Sexisten darstellt», enerviert
sichMussa im Interview. So ha-
be er das Motorradrennen in
Verbois besucht und habe von
seinen Genfer Parteigenossen
viel Verachtung erfahren.

Linke erzeugten
«kollektives Schuldgefühl»
Weiter bemängelt Mussa,

dass in Genf zur Fussball-Welt-
meisterschaft keine Fanzone
mit Grossleinwand und Zelten
errichten werde – dies, weil es
den Linken gelungen sei, ein
«kollektives Schuldgefühl» zu
erzeugen. Die Polemik hatte

die Organisatoren kürzlich da-
zu bewogen, auf diese Public-
Viewing-Anlässe zu verzich-
ten. «Wegen des Drucks und
der Beleidigungen einer Min-
derheit wird ein Teil der
Bevölkerung bestraft und in-
fantilisiert», sagte Mussa. Sol-
che Demütigungen und Verbo-
te seien kontraproduktiv: «Ich
bin der SP wegen ihrer huma-
nistischen Seiten beigetreten
und habe nicht vor, diese Par-
tei denjenigen zu überlassen,
die nur nach Gut und Böse un-
terscheiden.»

«Kritisieren ist gut,
vorschlagen ist besser»
Mussa wirft den Genfer Ge-

nossinnen und Genossen auch
vor, den Grünen zu stark nach-
zueifern. Diese wollten ihren
eigenen Abgeordneten sogar
ein Fleischverbot auferlegen,
wenn sie ein Amt übernehmen
würden. «Mit der Covid-Krise
suchen junge Menschen einen
Job, die Menschen sind verun-
sichert und fragen sich, wie sie
diesen Winter heizen sollen.
Und wir diskutieren darüber,
ob wir ein Stück Fleisch essen
sollen oder nicht.»

In der lokalen SP-Sektion
und in denGenferMedien sorgt
Mussas Standpauke für kontro-
verse Reaktionen. «Kritisieren
ist gut, vorschlagen ist besser,»
sagt etwa SP-Kantonalpräsi-
dent Thomas Wenger. Mussas
Kritik ebenfalls nicht nachvoll-
ziehen kann der Genfer SP-
Ständerat Carlo Sommaruga. In
der SP herrsche keine Kultur
der Verachtung etwa gegenüber
Motorradfans, sagt er auf An-
frage. Aber in Zeiten der Klima-
krise seien Motorradrennen

kritisch zu betrachten. Auch
Public Viewings müsse man
hinterfragen, da in Katar die
Menschenrechte auf eklatante
Weise verletzt worden seien.
Kurz: Mussas Meinung sei

nicht repräsentativ für die SP.
Sommaruga vermutet, dass der
sonst von ihm «sehr geschätz-
te» Parteikollege die Aufmerk-
samkeit auch in Hinblick auf
die kantonalen Wahlen im Ap-
ril gesucht habe. Sozusagen
sein persönlicher Wahlkampf-
auftakt.

Volle Unterstützung erhält
Mussa indes von SP-Grossrats-
kollege Alberto Velasco. Die SP
Genf mache sich seit einiger
Zeit einen Spass daraus, die
Moralkeule zu schwingen. Da-
bei habe Politik nichts mit Mo-
ral zu tun. Wie Mussa findet
auch Velasco, dass die SP ver-
mehrt derart belehrend auftre-
te, weil sich seine Partei zu
stark an denGrünen orientiere,
die oft und gern moralisieren
würden.

SP Schweiz hat
wenig Verständnis
Tatsächlich ist in Genf die

Grüne Partei zu einer starken
Konkurrenz für die SP heran-
gewachsen. Sie hat bei den letz-
ten kantonalenWahlen vor vier
Jahren mit fünf neuen Sitzen
(insgesamt 15) die SP (17 Sitze)
fast eingeholt. Unterstützung
bei der Abgrenzung gegenüber
den Grünen gibts nicht nur im
eigenen Kanton: Der jurassi-
sche SP-Kantonsrat Pierre-An-
dré Comte äusserte in «Le
Temps» seinem Unmut: «Es ist
ein Fehler, sich unter die Fuch-
tel dieser Zensoren zu begeben,
die den Leuten vorschreiben,

was sie zu sagen und zu tun
haben.»
In der nationalen Parteizent-

rale hat man wenig Verständ-
nis für die vonMussa angestos-
sene Diskussion. Für die SP
Schweiz würden Massnahmen
für mehr Gleichstellung, Kli-
maschutz und gegen explodie-
rende Mieten im Zentrum ste-
hen. Zum angesprochenen Pu-
blic Viewing oder dem Besuch
von Motorradrennen sagt Me-
diensprecher Nicolas Haesler:
«Wie die Leute in Genf ihre
Freizeit verbringen, ist für die
SP unbedeutend.»
Und was sagt Mussa zum

Wirbel, den er mit seiner Aus-
sage entfacht hat? Abgeordne-
te aus anderen Kantonen hät-
ten ihm sogar vorgeschlagen,
zu ihnen zu kommen, um sich
zu organisieren, sagte er noch
am Dienstag zu «Le Temps».
Auf Anfrage von dieser Zeitung
will sich der Genfer Lokalpoli-
tiker nicht mehr dazu äussern.
Nur dies: Er stehe nach wie vor
zu seinen Aussagen, und ja, es
sei in den vergangenen Tagen
schon sehr viel parteiinterner
Druck auf ihn ausgeübt
worden.

SP-Politiker wirft seiner Partei Verbotskultur vor
Lustfeindlich undmoralisierend, genau so sieht der Genfer Grossrat Youniss Mussa seine Genossinnen und Genossen.

Sieht seine Partei auf Abwegen: Der SP-Grossrat YounissMussa. Bild zvg
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BERN Jedes zweite Kind in der
Schweiz erfährt zu Hause Ge-
walt. Es wird körperlich be-
straft, beschimpft oder abge-
wertet. Zu diesem Ergebnis
kommt eine aktuelle Erhebung
der Universität Freiburg. Oft
werden Eltern aus Stress oder
Überforderung gewalttätig.
Die meisten haben dabei ein
schlechtes Gewissen. «Gewalt
in der Erziehung ist immer
noch weitverbreitet», stellt der
Kinderschutz Schweiz fest, der
die Studie in Auftrag gegeben
hat. Die Folgen können verhee-
rend sein: Betroffene Kinder
leiden unter körperlichen
Schäden, sind kognitiv sowie
emotional belastet und haben
ein erhöhtes Risiko für Depres-
sionen, Suizidgedanken, eine
Drogensucht oder Alkoholis-
mus. «Jede Form des Über-
griffs wirkt sich negativ aus»,
sagt der Soziologe Dirk Baier.
Selbst leichte und einmalige
Gewalt erschüttere das Ver-
trauen eines Kindes.

In Deutschland ist Gewalt
in der Erziehung seltener
«Erziehung ist zwar Privat

sache», sagt Regula Bernhard
Hug, Leiterin der Geschäfts-
stelle des Kinderschutzes
Schweiz. «Gewalt an Kindern
ist es jedoch nicht.» Kinder
müssten endlich besser ge-
schützt werden, wie es die
UNO-Kinderrechtskonvention
vorschreibe. Sie hätten ein
Recht darauf, gewaltfrei aufzu-
wachsen. Das müsse gesetzlich
besser verankert werden.
Bei schweren Fällen kommt

das Strafgesetz zum Zug. El-
tern können bestraft werden,
wenn ihre Erziehungsmetho-
den zu sichtbaren Schäden
führen. Leichte Körperstrafen
und psychische Gewalt sind in
der Schweiz dagegen nicht ex-
plizit verboten.

«Auch Ohrfeigen demütigen
ein Kind und sind schädlich
für seine Entwicklung – ebenso
psychische Grausamkeit», sagt
Mitte-Nationalrätin Christine
Bulliard-Marbach. Mit einer
Motion macht sie sich daher
für eine eindeutige Regelung
imZivilgesetzbuch (ZGB) stark.
«Es braucht ein klares Signal»,
sagt die Mitte-Politikerin und
erhofft sich eine abschrecken-
de Wirkung. «Viele Eltern wür-
den sich mehr überlegen, wie
sie ihre Kinder erziehen.» Sie
verweist auf Erfahrungen aus
umliegenden Ländern und
Skandinavien, wo das Recht
auf eine gewaltfreie Erziehung
gesetzlich verankert ist.
Gesetze könnten eine prä-

ventive Wirkung haben, bestä-

tigt Dirk Baier von der Zürcher
Hochschule für Angewandte
Wissenschaften. Dies zeige
sich etwa in Deutschland, wo
Eltern weniger Gewalt ausüben
würden. «Es ist einMerkmal ei-
ner modernen Gesellschaft,
sich für das Wohl von Kindern
und Jugendlichen einzuset-
zen.» Über 60 Staaten lehnen
körperliche Strafen in der
Erziehung ab. Sie haben sich
der Initiative End Corporal
Punishment angeschlossen.
Die Schweiz ist nicht dabei.

Vorgabenmüssen
eindeutig formuliert sein
Der Bundesrat sieht keinen

Grund für gesetzliche Anpas-
sungen. Eltern seien schon
heute dazu verpflichtet, ihre

Kinder gewaltfrei zu erziehen,
hält er in einem kürzlich veröf-
fentlichten Bericht fest. Wich-
tig sei es, die Bevölkerung da-
für zu sensibilisieren und in
schwierigen SituationenUnter-
stützung anzubieten.
Dennoch legt der Bundesrat

auf Wunsch des Parlaments
dar, wie das ZGB angepasst
werden könnte. Er würde in Ar-
tikel 302 folgenden Satz einfü-
gen: «Insbesondere haben sie
(die Eltern) das Kind ohne An-
wendung von körperlichen Be-
strafungen und anderen For-
men entwürdigenderGewalt zu
erziehen.» Mit einem weiteren
Abschnitt könnte die Präventi-
on gestärkt werden: «Die Kan-
tone sorgen dafür, dass sich die
ElternunddasKindgemeinsam

oder einzeln bei Schwierigkei-
ten an Beratungsstellen wen-
den können.» Christine Bulli-
ard-Marbach, die den Bericht
verlangt hat, ist enttäuscht,
dass die Regierung nicht ent-
schiedener handeln will. Prä-
vention sei notwendig, reiche
allein aber nicht, sagt sie. «Eine
gesetzliche Verankerung ist die
Voraussetzung, damit die Re-
geln ein für alle Mal klar sind.»
Auch Regula Bernhard Hug

bedauert, dass der Bundesrat
auf neue Bestimmungen ver-
zichten will. «Viele Kinder in
der Schweiz erleben nach wie
vor Gewalt», sagt sie. Für die
Bevölkerung sei die gesetzliche
Lage offenbar nicht so klar. Der
Interpretationsspielraum sei
gross. Mit unmissverständli-

chen Bestimmungen gäbe es
weniger Betroffene.
«Die Gesellschaft orientiert

sich an den Normen, die der
Gesetzgeber vorgibt», sagt Fla-
via Wasserfallen, Präsidentin
Mütter- und Väterberatung so-
wie SP-Nationalrätin. Es brau-
che Vorgaben, die eindeutig
formuliert seien. «Auch das
Miterleben von häuslicher Ge-
walt oder herabwürdigendes
Verhalten schadet Kindern», so
Wasserfallen. Dies im ZGB zu
benennen, sei angezeigt.

Der Ball liegt nun
beim Ständerat
Philipp Kutter, Co-Präsident

von Alliance Enfance und
Mitte-Nationalrat, ist über-
zeugt, dass dies dazu beitragen
würde, dass die Gewalt an Kin-
dern abnimmt. «Man würde
endlich nicht mehr davon re-
den, dass eine Ohrfeige noch
niemandem geschadet habe.»
Dass Eltern ihre Kinder ver-

mehrt gewaltfrei erziehen wür-
den, legt die Studie der Univer-
sität Freiburg nahe. Zwölf Pro-
zent der rund 1000 Befragten
gaben an, ihr Verhalten den ge-
setzlichen Vorgaben anzupas-
sen. Der Nationalrat steht hin-
ter dem Vorstoss. Der Ball liegt
nun beim Ständerat: Seine
Rechtskommission wird sich
am 3. November dem Thema
widmen. «Wir haben die Chan-
ce, einen längst fälligen Schritt
zu machen», sagt Christine
Bulliard-Marbach.

«Es braucht ein klares Signal an die Eltern»
Viele Kinder erleben physische und psychische Gewalt durch die Eltern. Die Mitte-Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach
fordert deshalb schärfere Gesetze. Im Unterschied zum Parlament sieht der Bundesrat keinen Grund für gesetzliche Anpassungen.

Schwerwiegende Folgen: Kinder, die Gewalt erleben, haben später ein erhöhtes Risiko für Depressionen undAlkoholismus. Bild Getty Images

«Ohrfeigen demütigen»: Christine
Bulliard-Marbach. Bild Keystone


